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A. Bericht des Abgeordneten Schlee 


Der Gesetzentwurf wurde vom Plenum des Deut- 
schen Bundestages in der 74. Sitzung am 8. Mai 1963 
an den Finanzausschuß federführend und an den 
Haushaltsausschuß mitberotend überwiesen. Der 
Finanzausschuß hat sich noch an demselben Tag mit 
der Vorlage befaßt und sie mit Mehrheit unver- 
ändert gebilligt; der Haushaltsausschuß hat sich in 
seiner Sitzung am 9. Mai dieser Stellungnahme an- 
geschlossen. 

Die Opposition hatte zunächst betont, eine sach- 
liche Prüfung, ob die Voraussetzungen des Artikels 
106 Abs. 4 des Grundgesetzes erfüllt seien, d. h. in 
ihren Größenordnungen zu dem von der Bundes- 
regierung vorgelegten Ergebnis führen müßten, 
lasse sich nicht durchführen, da der Bundeshaus- 
haltsplan 1963, so wie er zur Zeit dem Bundestag 
vorliege, nicht den endgültigen Haushaltsplan für 
1963 darstelle. Jedermann wisse, daß noch in diesem 
Haushaltsjahr weitere zusätzliche Ausgaben, so 
z. B. für Kriegsopfer, aus dem „Sozialpaket" und aus 
einer zur erwartenden Besoldungserhöhung in noch 
unbekannter Höhe für den Bund bevorstehen wer- 
den. Wenn deshalb eine exakte sachliche Über- 
prüfung der Regierungsvorlage nicht möglich sei, 
dann sollte der Bundestag nicht eine Erhöhung des 
Bundesanteils an der Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer beschließen, von der von vornherein 
feststehe, daß sie der Bundesrat nicht akzeptieren 
werde. 

Die SPD bestreite nicht die Berechtigung des Bun- 
des, einen höheren Anteil an diesen Steuern in An- 
spruch zu nehmen. Sie schlage daher vor, für 1963 
den Bundesanteil auf 38 Vo anzuheben. Der Bund sei 
imstande, statt einer Anleihe von 2,2 Mrd. DM 


eine Anleihe in Höhe bis zu 3,2 Mrd. DM aufzu- 
legen, so daß der restliche Fehlbedarf von 1,02 Mrd. 
DM durch eine Erhöhung des Bundesanteils um 3 Vo 
(l'Vo = ca. 370 Mio DM) ausgeglichen werden 
könne, über die für 1964 vom Bund gewünschte wei- 
tere Erhöhung seines Anteils um 1 Vo sollte nach 
Ansicht einer Minderheit im Ausschuß zu diesem 
Zeitpunkt überhaupt nicht diskutiert werden, da 
zwar mit Sicherheit angenommen werden könne, 
daß die Ausgaben des Bundes weiterhin erheblich 
wachsen würden, aber noch nicht vorauszusehen sei, 
ob die andere Voraussetzung des Artikels 106 Abs. 4 
— unterschiedliche Haushaltsentwicklung bei Bund 
und Ländern — dann erfüllt sein werde. 

Im übrigen dürfte in Anbetracht der zu erwar- 
tenden Größenordnungen der für 1964 zusätzlich an- 
fallenden Bundesausgaben die bei der Erhöhung um 
1 ®/o zu erwartende Mehreinnahme von knapp 
400 Mio DM kaum zu Buche schlagen. 

Die bei einer Anhebung des Bundesanteils an der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer auf nur 38 '®/o 
entstehende Deckungslücke im Bundeshaushalt 
sollte nach Ansicht der Opposition durch die Auf- 
nahmen weiterer Anleihen geschlossen werden. Es 
sei keineswegs ausgeschlossen, weitere 900 Mio DM 
auf dem Kapitalmarkt aufzubringen, wenn der Bund 
sich rechtzeitig und in der geeigneten Weise darum 
bemühe. Eine solche Lösung habe den weiteren Vor- 
teil, daß die oft beanstandete Verwendung der 
ordentlichen Einnahmen für in den außerordent- 
lichen Haushalt gehörende Ausgaben wenigstens 
eingeschränkt würde. Schließlich müsse auch der 
Bund dazu übergehen, vermögenswirksame Aus- 
gaben nicht wie bisher im wesentlichen durch 
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Steuereinnahmen zu finanzieren und so die Ver- 
mögensbildung der öffentlichen Hand zu Lasten der 
privaten Vermögensbildung voranzutreiben. 

Die Sprecher der Opposition vertraten in diesem 
Zusammenhang die Auffassung, daß die Vorschrift 
in Artikel 106 Abs. 4 des Grundgesetzes, wonach 
„im Rahmen der ordentlichen Einnahmen" der Bund 
und die Länder gleichmäßigen Anspruch auf Dek- 
kung ihrer notwendigen Ausgaben haben, nicht da- 
hin gehend ausgelegt werden dürfe, daß die Bestim- 
mung der ordentlichen Ausgaben von der konkreten 
Gestaltung der Haushalte von Bund und Ländern 
abhänge. Der Gesetzgeber habe bei der Einführung 
des Artikels 106 des Grundgesetzes selbstverständ- 
lich die Begriffe der Einnahmen und Ausgaben im 
haushaltstheoretischen Sinne gemeint und somit 
eine von dem tatsächlichen Haushaltsaufbau unab- 
hängige Analyse ermöglichen wollen. Dieser Ab- 
sicht stehe audi Artikel 115 des Grundgesetzes kei- 
nesfalls entgegen. 

Der Antrag, den Bundesanteil an der Einkommen- 
und Körperschaftsteuer für das Haushaltsjahr 1963 
auf 38 Vo zu erhöhen und die Frage einer weiteren 
Erhöhung des Bundesanteils für das Rechnungsjahr 
1964 offen zu lassen, wurde mit Mehrheit abgelehnt. 

Die Vertreter der Regierungsparteien schlossen 
sich nämlich den Argumenten der Bundesregierung 
an. Da die Verhandlungen mit den Ländern über eine 
Erhöhung des Bundesanteils leider zu keinem Er- 
gebnis geführt hätten, sei der Bundesregierung gar 
nichts anderes übriggeblieben, als diesen Gesetz- 
entwurf einzubringen, durch den die nach dem 
Grundgesetz geforderte Abgleichung des Bundes- 
haushalts erst ermöglicht werde. Wenn auch be- 
dauert werden könne, daß die Sachentscheidung 
über den Gesamtkomplex vermutlich in den Ver- 
mittlungsausschuß verlagert werden müßte, so sei 
dies doch keineswegs ein ungewöhnliches Verfah- 
ren: Die bis zur Änderung der Finanzverfassung im 
Jahre 1955 fast jährlich geführten Verhandlungen 
über die Inanspruchnahme der Einkommen- und der 
Körperschaftsteuer durch den Bund seien stets im 
Vermittlungsausschuß beendet worden; dasselbe 
Schicksal habe seinerzeit auch die Finanzreform ge- 
teilt. Wenn im Vermittlungsausschuß die Gestaltung 
des Bundeshaushalts 1963 diskutiert werden müsse, 
sei es auch nicht ausgeschlossen, daß die Länder von 
den Argumenten des Bundes überzeugt werden 
könnten und schließlich dem Bund auch den von 
ihm gewünschten Anteil an der Einkommen- und 
Körpersdiaftsteuer zugeständen. 

Der von der Opposition vorgeschlagene Weg, den 
Kapitalmarkt über die im Haushaltsplan bereits vor- 
gesehenen 2,2 Mrd. DM hinaus in Anspruch zu neh- 
men, sei nach übereinstimmender Meinung der Fach- 


leute — und auch des Zentralbankrates — nicht 
gangbar. Der Kapitalmarkt werde bereits zur guten 
Hälfte von Bund, Ländern und Gemeinden ausge- 
schöpft und es müsse damit gerechnet werden, daß 
bei einer weiteren Erhöhung der Anleihewünsche des 
schöpft, und es müsse damit gerechnet werden, daß 
der Bund sie nicht verantworten könne. Da die ver- 
mögenswirksamen Ausgaben der Länder und Ge- 
meinden in sehr viel höherem Maße als diejenigen 
des Bundes rentierliche Investitionen seien, bei 
denen der Schuldendienst aus den Erträgen geleistet 
werden könne, und deshalb die Finanzierung durch 
Anleihen geboten sei, sollten besser Länder und Ge- 
meinden auf den Kapitalmarkt verwiesen werden. 
Die weniger rentierlichen Investitionen des Bundes 
sollten demgegenüber eher aus ordentlichen Ein- 
namen finanziert werden. Gegen ein solches Vor- 
gehen ergäben sich auch aus Artikel 106 Abs. 4 und 
Artikel 115 des Grundgesetzes keine rechtlichen Be- 
denken. Es sei demnach zulässig, aus finanzpoliti- 
schen Gründen werbende Ausgaben auch aus ordent- 
lichen Einnahmen zu finanzieren; bei der Anwen- 
dung von Artikel 106 Abs. 4 des Grundgesetzes 
müsse deshalb die tatsächliche Gestaltung der Haus- 
halte berücksichtigt werden. 

Auch auf die Erhöhung des Bundesanteils für 1964 
könne nicht verzichtet werden. Da Artikel 106 Abs. 4 
des Grundgesetzes bestimme, daß das Beteiligungs- 
verhältnis frühestens alle zwei Jahre geändert wer- 
den dürfe, sei der Bundesgesetzgeber gehalten, die 
Haushaltsentwicklung auch des Rechnungsjahres 
1964 in seine Prüfungen einzubeziehen. Die Bundes- 
regierung sei daher berechtigt und sogar verpflichtet 
gewesen, auf Grund der voraussichtlichen Entwick- 
lung der Haushaltsverhältnisse in Bund und Län- 
dern in Anbetracht des für 1964 zu erwartenden 
Haushaltsmehrbedarfs eine weitere Erhöhung des 
Anteils um 1 v. H. auf 41, 5 v. H. für 1964 zu fordern. 
Da die Aufstockung des Bundesanteils für 1964 nur 
einen geringen Teilbetrag der für dieses Jahr zu 
erwartenden Steuermehreinnahmen erfordere und 
da die weitere Erhöhung des Fehlbedarfs im Rech- 
nungsjahr 1964 durch die schon jetzt zu erkennen- 
den unabweisbaren Belastungen außer Zweifel 
stehe, sei die vorgeschlagene Erhöhung für 1964 
begründet. 

Für den Fall, daß der Bundesrat im 2. Durchgang 
andere Deckungsvorschläge vorlegen sollte, erwar- 
teten die Koalitionsparteien und die Bundesregie- 
rung, daß dort auch diesmal durch einen fairen Aus- 
gleich der Interessen von Bund, Ländern und Ge- 
meinden ein befriedigendes Ergebnis gefunden 
werde. 

Namens des Finanzausschusses bitte ich das Hohe 
Haus, den Gesetzentwurf in der von der Bundes- 
regierung vorgeschlagenen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 9. Mai 1963 


Schlee 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/1219 — unver- 
ändert anzunehmen. 

Bonn, den 9. Mai 1963 

Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Schlee 

Vorsitzender Berichterstatter 
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